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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Gleich fünf neue Ratsmitglieder wurden zu Beginn der Wintersession 2017 neu
vereidigt. Diana Gutjahr (svp, TG), Jahrgang 1984, ersetzt Hansjörg Walter (svp, TG).
Walter trat nach 18 Jahren als Nationalrat zurück. Der ehemalige Bauernverbands- und
Nationalratspräsident wird als zweimaliger Bundesratskandidat in Erinnerung bleiben.
2008 war er, von Links-Grün sowie Teilen der FDP und der CVP als Sprengkandidat
gesetzt, um lediglich eine Stimme Ueli Maurer unterlegen. 2011 wurde er, nachdem der
eigentlich nominierte Bruno Zuppiger (svp, ZH) wegen Verdachts auf Veruntreuung
nicht mehr antreten konnte, von seiner eigenen Partei nominiert, unterlag aber der
amtierenden Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Seine Nachfolgerin ist
Vizepräsidentin des Thurgauer Gewerbeverbandes. Die „Strahlefrau der Thurgauer SVP”
(NZZ) gilt als Zögling des ehemaligen Nationalrats Peter Spuhler. 
Mit Hansjörg Brunner (fdp, TG) rutschte gleich auch der Präsident des Thurgauer
Gewerbeverbandes nach. Der 51-jährige Inhaber einer Druckerei nimmt den Platz von
Hermann Hess (fdp, TG) ein, der nach lediglich zwei Jahren und ohne einen Vorstoss
lanciert zu haben, wieder von der nationalen Politikbühne abtritt. 
Dem Rücktritt von Jonas Fricker (gp, AG), der durch die 30-jährige
Islamwissenschafterin Irène Kälin (gp, AG) ersetzt wird, ging ein – je nach medialer
Lesart – „Eklat” (Aargauer Zeitung), ein „Schock” und „Skandal” (Blick) oder lediglich eine
„verbale Entgleisung” (Tagesanzeiger) voraus. Fricker hatte in einem Votum zur Fair-
Food-Initiative einen Schweinetransport mit der Deportation von Juden verglichen. Er
habe bei einem Dokumentarfilm über den Transport von Schweinen unweigerlich an die
Massendeportationen nach Auschwitz aus dem Film „Schindlers Liste” denken müssen.
Fricker wörtlich: „Die Menschen, die dort deportiert wurden, die hatten eine kleine
Chance zu überleben. Die Schweine, die fahren in den sicheren Tod.” Allerdings
entschuldigte sich der Aargauer Grüne noch während der Debatte für seine Aussage
und bat anschliessend auch den Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund um
Verzeihung. Dieser akzeptierte die Entschuldigung zwar, die Spitze der grünen Partei
distanzierte sich allerdings von Frickers Vergleich, der „inakzeptabel” sei – so Balthasar
Glättli (gp, ZH) im Blick. Besonders hart ins Gericht mit Fricker ging ebendiese
Boulevardzeitung, die – sekundiert von alt-Nationalrat Josef Lang – relativ rasch den
Rücktritt Frickers forderte. Eine Forderung, der Fricker schliesslich zwei Tage nach
seiner Aussage nachkam. Er trete zurück, weil es für ihn das stärkste Zeichen sei, das er
setzen könne. Der Rücktritt wurde allerdings unterschiedlich interpretiert. Während
der „Blick” ihn als Grösse feierte, hinterfragten der Tagesanzeiger und die NZZ, ob
dieser Rücktritt wirklich nötig gewesen sei. Schliesslich sei Fricker von der Aargauer
Bevölkerung gewählt worden. Irène Kälin, seine Nachfolgerin und „neckischerweise mit
einem bekannten Ringier-Mann liiert” (NZZ, 4.10.), politisiere pointierter links als
Fricker. Der Abgang sei deshalb fragwürdig. 
Auch in der EVP kam es zu einem Personalwechsel. Niklaus-Samuel Gugger (evp, ZH)
rutschte für Maja Ingold (evp, ZH) nach, die seit 2010 im Nationalrat sass und damals, als
Nachfolgerin von Ruedi Aeschbacher, die erste Frau der EVP auf nationaler Ebene war.
Ingold – die aus Altersgründen zurücktreten wollte –, wie auch Gugger, stammen aus
Winterthur. Gugger ist der erste Nationalrat mit indischen Wurzeln. Seine Eltern waren
Entwicklungshelfer und adoptierten ihn als Baby in Indien. 
Rocco Cattaneo (fdp, TI) rutschte für den in den Bundesrat gewählten Ignazio Cassis
nach. Der 59-jährige ehemalige Veloprofi und Unternehmer machte gleich auf sich
aufmerksam, weil er mit dem Velo bereits am Freitag aus dem Tessin an die Session fuhr
– von Bironico am Monte Ceneri über den Gotthard nach Bern; also rund 250 Kilometer
mit einer Durchschnittsgeschwindigkeit von 30 km/h, wie der Neo-Nationalrat betonte.
Er verstehe seine Tour auch als Plädoyer für sichere Velowege – ein Vorgeschmack auf
die Debatte um die Velo-Initiaitive, in deren Komitee Cattaneo sitzt. 
Die fünf Neuen – bei Halbzeit der 50. Legislatur waren bisher 10 Mutationen zu
verzeichnen – wurden vereidigt (Brunner, Cattaneo und Gugger) bzw. legten das
Gelübde ab (Gutjahr und Kälin). 1

WAHLEN
DATUM: 27.11.2017
MARC BÜHLMANN
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Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Im Kanton Bern standen die Grossratswahlen ganz im Zeichen des Wahlkampfes
zwischen der SVP und der BDP, deren Abspaltung von der SVP in Bern mit ihren
eigentlichen Ursprung hatte. Für die junge BDP waren die Wahlen in Bern besonders
wichtig, sollte sich doch hier auch zeigen, ob die Partei auf nationaler Ebene eine
Zukunft hat. Die SVP hingegen wollte ihren Besitzstand gegenüber der BDP wahren.
Aufgrund der Spaltung hatte sie 17 der ehemals 48 Sitze verloren. Der Zwist führte auch
dazu, dass es keine bürgerliche Liste gab. Die SVP und die BDP weigerten sich, eine
Listenverbindung einzugehen, was die FDP ihrerseits als Voraussetzung für eine
gemeinsame bürgerliche Liste gefordert hätte. Listenverbindungen gingen hingegen die
SP und die Grünen, sowie die EVP, die EDU und die CVP ein. Die SVP kooperierte mit
den Schweizer Demokraten und den Eidgenossen. Eine Rekordzahl von 1937
Kandidatinnen und Kandidaten bewarb sich um die 160 Grossratssitze, darunter 32%
Frauen. Von den Bisherigen traten lediglich 24 Grossrätinnen und Grossräte nicht mehr
an, darunter nicht weniger als zehn Sozialdemokraten. Neben den erwähnten Parteien
suchten auch die Grünliberalen, deren Berner Kantonalsektion 2008 gegründet worden
war, die SD und die Freiheitspartei/Autopartei sowie zahlreiche Kleingruppierungen
(Piratenpartei, PNOS, Kein Klimaschaden aus Bern, Die Eidgenossen, Pro Freiheit + IG
Freie Schweizer Wirte) Grossratssitze zu erobern. Für die zwölf für den Berner Jura
reservierten Sitze bewarben sich 102 Kandidierende aus elf verschiedenen Parteien,
darunter die bisherigen PSA (3 Sitze), FDP und SP (je 2 Sitze), GP, Entente (PDC/PLJ),
EDU, SVP und BDP (alle je ein Sitz). Im Berner Jura gingen die SVP und die FDP – ohne
die BDP – eine Listenverbindung ein. Neu wurde in neun und nicht mehr wie 2006 in
acht Wahlkreisen gewählt. Grossräte aus kleinen Amtsbezirken, die nun in einem
grösseren Wahlkreis antreten mussten, befürchteten dadurch Nachteile. Die
Auseinandersetzungen zwischen der BDP und der SVP prägten den bernischen
Wahlkampf. Sowohl Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf als auch Bundesrat Ueli
Maurer traten mehrmals als Zugpferde für die jeweilige kantonale Partei in Erscheinung.

Das Duell zwischen der BDP und der SVP brachte schliesslich zwei Sieger hervor.
Sowohl die BDP als auch die SVP konnten ihre Sitzanteile stark ausbauen: die SVP
gewann 14 Sitze (neu 44 Sitze) und konnte die mit der Abspaltung der BDP erlittenen
Verluste praktisch kompensieren. Die BDP übertraf ihr Wahlziel und legte um acht Sitze
zu (neu 25 Sitze). Sie ist damit neu drittstärkste Kraft im bernischen Grossen Rat. Auch
die GLP konnte mit vier Sitzgewinnen einen Erfolg verbuchen. Alle anderen Parteien,
mit Ausnahme der PSA und der CVP, die ihre Sitzanteile halten konnten, mussten
teilweise herbe Verluste in Kauf nehmen. Allen voran die FDP und die SP, die neun bzw.
sieben Sitze abgeben mussten (SP neu mit 35 Sitzen; FDP neu mit 17 Sitzen). Die Grünen
und die EVP verloren drei Sitze (neu 16 bzw. 10 Sitze), während die EDU einen Sitz
abgeben musste und neu mit fünf Mandaten im Grossen Rat vertreten ist. Die PDC/PLJ,
die SD und die Freiheitspartei verloren ihre Sitze. Im Berner Jura errang die SVP zwei
zusätzliche Mandate und die EVP neu einen Sitz und zwar auf Kosten der BDP, der EDU
und der PDC/PLJ. Die Wahlbeteiligung lag bei 32.4% (2006: 31.1%). Insgesamt wurden
27 Bisherige, darunter überdurchschnittlich viele Frauen abgewählt. Der Frauenanteil
im Grossen Rat ist deshalb auf 26% gesunken (2006: 31%). Alles in allem verzeichnete
das Berner Kantonsparlament einen Rechtsrutsch. Die bürgerlichen Parteien SVP, BDP
und BDP stellen mit 86 von 160 Sitzen eine relativ deutliche Mehrheit und dürften die
links-grün dominierte Regierung stärker als bisher auf einen bürgerlichen Kurs
zwingen. 2

WAHLEN
DATUM: 28.03.2010
MARC BÜHLMANN

Knapp ein Jahr vor den Kantonsratswahlen 2019 im Kanton Luzern machte die
Luzerner Zeitung eine Bestandsaufnahme bei den Parteien. Dabei zeigten sich alle
grossen Luzerner Parteien für die anstehenden Wahlen optimistisch – sie alle planten,
ihre Sitzzahl auszubauen. Die CVP (38 Sitze) versprach sich als stärkste Partei zwei
zusätzliche Sitze, während die SVP (29 Sitze) insbesondere die Differenz zur CVP
überwinden und stärkste Partei werden wollte. Die FDP, die 2015 vier Sitze hinter der
SVP zu liegen gekommen war, beabsichtigte die Wahlen 2019 als zweitstärkste Partei zu
beenden. Die SP (16 Sitze) erhoffte sich eine Steigerung um 2 bis 5 Sitze, die Grünen (7
Sitze) wollten ihren Verlust von 2015 wettmachen und ebenfalls drei bis vier Sitze
hinzugewinnen. Die aktuell kleinste Fraktion im Kantonsrat, die Grünliberalen (5 Sitze),
hatten sich einen Gewinn von drei Sitzen auf die Fahnen geschrieben. 
Zu Listenverbindungen kam es in der Folge vor allem im Wahlkreis Luzern-Stadt. Hier

WAHLEN
DATUM: 31.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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wurden schon früh entsprechende, medial stark begleitete Diskussionen geführt. So
lehnte die Stadt-Luzerner CVP eine Listenverbindung mit der städtischen SVP wie
bereits vier Jahre zuvor ab – die FDP der Stadt Luzern hatte sich ein Bündnis der drei
bürgerlichen Parteien gewünscht. Die FDP Stadt Luzern bevorzugte in der Folge eine
Zusammenarbeit mit der SVP gegenüber derjenigen mit der CVP, während auch die BDP
eine Kooperation mit der CVP ablehnte – sie erachtete deren Politik als zu konservativ.
Stattdessen beteiligte sich die BDP in der Stadt Luzern an einer Listenverbindung der
SP, der Grünen und der GLP, während sich die CVP diesbezüglich mit der EVP
zusammenschloss. In den anderen Wahlkreisen kam es nur zu vereinzelten
Listenverbindungen: Die SP und die Grünen schlossen sich konsequent in allen
Wahlkreisen zusammen, teilweise beteiligten sich auch die GLP (Luzern-Stadt, Luzern-
Land, Hochdorf, Sursee) sowie die BDP (Luzern-Stadt, Sursee) und die EVP (Sursee) an
dem Bündnis. In Luzern-Land traten EVP und BDP mit einer eigenen Listenverbindung
an, während sich CVP und FDP in Hochdorf in einer gemeinsamen Liste
zusammenschlossen. 
Nach Ablauf der Anmeldefrist vermeldeten die Medien einen neuen
Kandidierendenrekord für die Luzerner Kantonsratswahlen: Mit 801 Personen
kandidierten 170 Personen mehr für die zu vergebenden 120 Sitze als vier Jahre zuvor –
so viele wie nie zuvor. Darunter befanden sich auch 103 amtierende Kantonsrätinnen
und Kantonsräte; nur 17 aktuelle Kantonsratsmitglieder traten somit nicht mehr an. Die
Frauenquote bei den Kandidierenden war verglichen mit 2015 von 32.5 Prozent auf 39.2
Prozent angestiegen und lag damit ebenfalls höher als je zuvor. Im Gegensatz zu den
Regierungsratswahlen, wo zahlreiche Parteien für fehlenden Frauenkandidaturen
kritisiert wurden, wusste die Luzerner Zeitung im Vorfeld der Kantonsratswahlen
bezüglich der Gleichstellung von Frauen und Männern mehrheitlich Positives zu
berichten. Sie lobte insbesondere die Arbeit des überparteilichen Netzwerks «Frauen
Luzern Politik», welches seit ihrer Gründung 2016 Kandidaturen von Frauen im Kanton
förderte und unterstützte. 
In den kommenden Wochen wurden über verschiedene Aspekte der Wahlen diskutiert,
etwa über den Einfluss und das Empfehlungsverfahren des kantonalen
Gewerbeverbandes, über die grosse Anzahl Gemeinderätinnen und -räte im Luzerner
Kantonsrat und über deren allfällige Interessenskonflikte, über die sinkende
Wahlbeteiligung bei Kantonsratswahlen oder über die Höhe der Wahlkampfausgaben,
die nur von einzelnen Parteien offengelegt wurden. Der Wahlkampf verlief zudem nicht
völlig ohne Nebengeräusche, so berichteten die Medien etwa darüber, dass einige der
Kandidierenden auf den Wahllisten der BDP ihre Teilnahme nicht bewusst
unterschrieben hätten und/oder ihre in der Zeitung «Rontaler» publizierten Porträts
nicht selbst verfasst oder freigegeben hätten. Dies dementierte die BDP teilweise, so
seien alle als Kandidatinnen und Kandidaten aufgeführten Personen «mündlich und
schriftlich» informiert worden, zwei Personen hätten jedoch unwissentlich
Informationen zu ihrer Person abgegeben. Mediale Aufmerksamkeit fand auch ein FDP-
Kantonsratskandidat, dessen Umfeld zusammen mit einem Empfehlungsbrief 200
handschriftlich vorkumulierte Wahlzettel verschickt hatte. Wahlzettel sind jedoch nur
gültig, wenn sie von der wahlberechtigten Person selbst ausgefüllt werden. Trotz der
Beteuerung des Kandidaten, dass hinter der Aktion keine böse Absicht gesteckt habe,
prüfte die Staatsanwaltschaft des Kantons Luzern, ob diesbezüglich ein strafrechtlich
relevantes Verhalten vorliege. 

Der Wahlsonntag in Luzern stand schliesslich unter dem Eindruck der Zürcher
Kantonsratswahlen, die eine Woche zuvor stattgefunden hatten und bei denen sich die
Grünen (+5.3 Prozentpunkte) und die Grünliberalen (+4.7 Prozentpunkte) als die grossen
Gewinnerinnen herausgestellt hatten. Obwohl sich die Ausgangslage für den gemäss
Luzerner Zeitung «ländlichen, konservativen und sehr autofreundlichen Kanton Luzern»
deutlich von derjenigen im Kanton Zürich unterscheide, zogen verschiedene Zeitungen
Parallelen und wagten Prognosen. Während die Luzerner Zeitung «ein grünes Wunder»
in Luzern in den Raum stellte und der Tages-Anzeiger den linksökologischen Parteien
«gute Erfolgsaussichten» zugestand, erwartete die NZZ «kein[en] Linksrutsch». 
Diese Einschätzung der NZZ sollte jedoch einige Tage später widerlegt werden: «Grüne
Welle überschwemmt das Land», titelte die NZZ nach den Kantonsratswahlen 2019.
Wahlgewinnerin war nämlich die Grüne Partei des Kantons Luzern, die ihre Sitzzahl von
7 auf 14 verdoppeln konnte – gar noch grösser war der Anstieg, wenn der neu
erworbene Sitz der Jungen Grünen hinzugezählt wird (2015: 7 Sitze, 6.7%
Stimmenanteil, 2019: 15 Sitze, 11.7%). Wie bereits in Zürich konnten auch die
Grünliberalen einen Sieg verbuchen, sie steigerten ihre Sitzzahl von 5 auf 8 (2015: 5
Sitze, 4.3%; 2019: 8 Sitze, 6.6%). Die Gewinne der Grünen gingen aber nicht zulasten
der SP, die ebenfalls an Stimmenanteilen und Sitzen zulegen konnte: Sie gewann 3 Sitze
(2015: 11.9%, 16 Sitze; 2019: 13.8%, 19 Sitze). 
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Als Verliererinnen gingen die bürgerlichen Parteien aus den Wahlen hervor; sie verloren
zusammen 14 Sitze. Besonders schlecht fiel das Resultat für die SVP aus, die 7 Sitze
verlor (2015: 29 Sitze, 24.1% Stimmenanteil; 2019: 22 Sitze, 19.6%). Der CVP gelang es
zwar, stärkste Kraft im Kantonsrat zu bleiben, auch sie verlor jedoch 4 Sitze (2015: 38
Sitze, 30.9%; 2019: 34 Sitze, 27.5%). Ihr Ziel zumindest teilweise erreichen konnte die
FDP: Dadurch, dass sie geringere Verluste erzielte als die SVP, waren die beiden
Parteien bezüglich Wähleranteilen und Sitzen nun gleichauf (2015: 25 Sitze, 21%; 2019:
22 Sitze, 19.6%). Die FDP stieg somit – zusammen mit der SVP – zur zweitstärksten
Partei im Kantonsparlament auf. Trotz dieser Verluste blieb die Dominanz der
Bürgerlichen im Parlament ungebrochen, sie verfügten mit 78 von 120 Sitzen weiterhin
über eine deutliche Mehrheit der Sitze. Keine Sitze holten sich die EVP und die BDP mit
1.5 respektive 0.5 Prozent der Wählerstimmen. 
Überdies konnte ein Anstieg des Frauenanteils im Luzerner Kantonsrat von 29 Prozent
(2015) auf 34.2 Prozent (2019) beobachtet werden – 41 von 120 Sitzen werden somit
zukünftig von Frauen besetzt. Am grössten war die Zunahme bei der SP und den Grünen
(je +3 Frauen), aber auch bei der GLP und der SVP stieg die Anzahl Parlamentarierinnen
an (je +1). Da auch auf den «vorderen Ersatzplätzen» viele Frauen zu finden seien,
könnte dieser Anteil in der neuen Legislatur gar noch stärker ansteigen, prophezeite die
Luzerner Zeitung. 
In der Folge wurde insbesondere über die Gründe für das schlechte Abschneiden der
SVP spekuliert: Das Thema Klimaschutz habe – medial befeuert – den Wahlkampf
beeinflusst, betonte SVP-Kantonalpräsidentin Angela Lüthold. Sie folgte damit gemäss
NZZ der Argumentation von Parteipräsident Albert Rösti, der wenige Tage zuvor das
Abschneiden der Partei in Zürich ähnlich begründet hatte. Rösti verteidigte denn auch
die Präsidentin der Kantonalpartei und betonte, dass die SVP Luzern vielmehr «vom
nationalen Trend überfahren» worden sei. 3

Eidgenössische Wahlen

Deutlich weniger präsent im Wahlkampf als vor vier Jahren waren die Bundesrätinnen
und Bundesräte. Bei den Wahlen 2007 liessen sich Bundesrätin Leuthard (cvp) und
Bundesrat Blocher (svp) von ihren Parteien noch als eigentliche Lokomotiven einsetzen.
Bundesrat Maurer (svp) gab bereits im Januar des Berichtjahres bekannt, dass er diese
Rolle nicht übernehmen werde. Das Exekutivgremium entschied sich in der Folge zwar
gegen neue Regeln im geltenden Aide-Mémoire, das die Rolle der Regierung im
Wahlkampf spezifiziert, mahnte aber für die einzelnen Mitglieder Zurückhaltung an.
Zudem machte der Bundesrat seinen Entscheid von vor vier Jahren rückgängig, der es
Regierungsmitgliedern erlaubt hatte, mit ihrem Konterfei auf Wahlplakaten für die
eigene Partei Werbung zu machen. Auch die Bundesratswahlen waren im Vorfeld der
Parlamentswahlen weit weniger prominentes Thema als noch vor vier Jahren. 4

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Die Ständeratswahlen im Kanton Bern waren über Jahrzehnte hinweg durch eine
«geeinte Standesstimme» der Bürgerlichen geprägt. Seit 2003, als das FDP-SVP
Gespann bei den Wahlen erstmals von Simonetta Sommaruga durchbrochen worden
war, war das bürgerliche Doppelticket allerdings passé. 2015 stellten sich die
amtierenden Hans Stöckli von der SP und Werner Luginbühl von der BDP zur
Wiederwahl. Allen voran die SVP war erpicht darauf, endlich wieder einen eigenen
Ständerat zu stellen, nachdem 2011 der wenige Monate zuvor bei Ersatzwahlen gewählte
Adrian Amstutz die Wiederwahl verpasst hatte. Dieses Mal sollte es für die Volkspartei
Nationalrat Albert Rösti richten. Der Freisinn schickte die Generalsekretärin der FDP
Frauen Schweiz, Claudine Esseiva, ins Rennen. Die grüne Grossrätin Christine Häsler
präsentierte sich auf einem gemeinsamen Ticket mit SP-Mann Stöckli. Neben Luginbühl
kandidierten als weitere Kandidierende der Mitte GLP-Nationalrat Jürg Grossen und
EVP-Nationalrätin Marianne Streiff-Feller. Ergänzt wurde das Feld durch Jorge
Ananiadis und Denis Simonet von der Piratenpartei sowie durch die parteilosen Bruno
Moser und Josef Rothenfluh.
Gefährlich werden konnte den beiden Bisherigen eigentlich nur der Herausforderer der
SVP: Nationalrat Albert Rösti. Fast schon traumatisch war für die SVP das Scheitern von
Adrian Amstutz bei den Erneuerungswahlen 2011 gewesen, als dieser im ersten
Wahlgang noch den Spitzenplatz erreicht hatte, am Ende aber klar auf den dritten Rang
verwiesen worden war. Das Kalkül hinter der Nominierung von Rösti bestand darin,
einen gemässigten Kandidaten zu präsentieren, welcher auch über die Parteigrenzen
hinweg Stimmen holen würde. Die Medien spekulierten, dass Röstis Chancen wohl stark
von der Konstellation am Ende des ersten Durchgangs abhängen werden. Angesichts der

WAHLEN
DATUM: 15.11.2015
ANDREA DENZ
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Vielzahl an Anwärterinnen und Anwärtern erschien das Erreichen des absoluten Mehrs
im ersten Wahlgang als zu hohe Hürde. Würde diese Hürde aber keiner der
Kandidierenden überspringen, werde sich die Aufgabe für einen SVP-Vertreter – wie
schon 2011 – als schwierig darstellen. Bei der SVP versuchte man deshalb, taktisch
vorzugehen. Die Partei empfahl in Inseraten einzig Röstis Namen auf die
Wahlunterlagen zu schreiben. Die Idee dahinter war, das absolute Mehr zu senken, und
damit Rösti die Wahl im ersten Durchgang zu ermöglichen. Umfragen im Vorfeld der
Wahlen deuteten aber darauf hin, dass wohl eher Stöckli oder Luginbühl bereits am 18.
Oktober zum Sieger gekürt werden würde. In diesem Fall wäre für die SVP die vorzeitige
Wahl von Luginbühl das erwünschte Szenario gewesen, da man sich bei einem Duell
zwischen Stöckli und Rösti im letztlich eher bürgerlichen Kanton Bern eher Chancen
ausrechnete. Unabhängig von diesen Rechenspielen war man sich einig, dass Rösti trotz
seiner konzilianteren Art einen schweren Stand haben würde. Wie die Wahlbefragungen
im Vorfeld aufzeigten, schien die Wählerschaft ausserhalb der SVP nämlich kaum bereit,
den Berner Oberländer zu unterstützen. Röstis Positionen wichen denn auch kaum von
der SVP-Parteilinie ab. Stöckli und Luginbühl hingegen galten als gemässigte
Pragmatiker, welche dadurch – im Gegensatz zu Rösti – auch in anderen Wählerteichen
fischen konnten. Die übrigen Ständeratskandidaturen wurden generell als
Wahlkampflokomotiven für die Nationalratswahlen interpretiert. Am meisten zu reden
gab hier FDP-Kandidatin Claudine Esseiva. Eine Auswertung von Daten der Plattform
smartvote ergab, dass Esseiva von allen Kandidierenden am weitesten weg von ihrer
Partei politisierte. Sie galt als Vertreterin des linken, urbanen Flügels der FDP. Ihre
Unterstützung für Budgetkürzungen bei der Armee und einer Frauenquote in
Unternehmen sorgte im rechten Flügel des Freisinns für Unverständnis. In den Medien
kolportierte interne Querelen wurden von der FDP jedoch dementiert. Christine Häsler
galt als grüne Kandidatin, «die auch Bürgerlichen gefällt», wie die Berner Zeitung titelte.
Sie wurde zwar wie ihr Kollege Stöckli als umgängliche Pragmatikerin bezeichnet, ein
Blick auf ihr smartvote-Profil machte aber klar, dass sich auch ihre Positionen praktisch
ausnahmslos mit jenen ihrer Partei deckten. In Sachen kreativer Wahlkampf machten
die beiden Kandidaten Stöckli und Rösti von ihren passenden Namen Gebrauch. Der
SVP-Kandidat tourte mit seiner Aktion «Rösti mit Rösti» durch den Kanton, während
sein SP-Gegenspieler den Wahlspruch «Hans wieder ins Stöckli» prägte.

Am Wahltag übersprang keiner der Kandidierenden das absolute Mehr. An die Spitze
setzte sich der Wahlsieger von 2011, Werner Luginbühl, mit 151'069 Stimmen. Das
absolute Mehr von 152'860 Stimmen verpasste er somit nur hauchdünn. Dahinter folgte
der zweite Amtsinhaber, Hans Stöckli, mit 144'805 Stimmen. Nur für den dritten Platz
reichte es Albert Rösti, welcher 136'055 Stimmen erhielt. Als erste Verfolgerin des
Spitzentrios durfte sich die Grüne Christine Häsler (73'109 Stimmen) feiern lassen. Es
folgten Claudine Esseiva mit 32'615 Stimmen, Jürg Grossen mit 29'125 Stimmen und
Marianne Streiff-Feller mit 23'138 Stimmen. Auf den hintersten Rängen landeten Jorge
Ananiadis (8'288 Stimmen), Denis Simonet (5'333 Stimmen), Bruno Moser (4'144
Stimmen) und Josef Rothenfluh (3'786 Stimmen). Für die SVP und Albert Rösti war
damit das wohl ungünstigste Szenario eingetreten. Einerseits, weil Luginbühl die Hürde
des absoluten Mehrs denkbar knapp verpasst hatte, andererseits, weil Rösti bei weitem
nicht an das gute Erstresultat von Adrian Amstutz vor vier Jahren anknüpfen konnte.
Schlechte Stimmung herrschte auch bei der FDP. Zwar hatte man sich kaum reellen
Wahlchancen für Esseiva ausgerechnet, aber ihr Resultat blieb klar unter den
Erwartungen. Die spärlichen FDP-Stimmen hatten indirekt auch Auswirkungen auf die
Chancen Röstis, da dessen ausserparteiliche Unterstützung in einem zweiten
Durchgang am ehesten noch von der freisinnigen Wählerschaft erwartet worden wäre.
Am Dienstag nach der Wahl gab die SVP dann allerdings bekannt, dass Rösti sich vom
Rennen zurückziehen werde. Dass der zweite Wahlgang nicht zur stillen Wahl
avancierte, war dem politischen Querkopf Bruno Moser geschuldet. Der chancenlose
Bieler, welcher mit Forderungen nach einer Bodenwertsteuer und allerlei
Verschwörungstheorien auf sich aufmerksam machte, wollte laut eigener Aussage dem
Stimmvolk eine Auswahl bieten. Seine Kandidatur zog aber im ganzen Kanton eher Ärger
auf sich, weil der eigentlich unnötige zweite Wahlgang Kosten von circa einer halben
Million Schweizerfranken verursachte. Stöckli und Luginbühl reduzierten ihrerseits den
Wahlkampf auf ein Minimum und unterstützten einen Vorschlag der BDP, der für
zukünftige Kandidaturen eine Stimmenhürde für den zweiten Wahlgang vorsah.

BDP-Ständerat Werner Luginbühl erzielte dann am 15. November erneut das beste
Resultat und setzte sich mit einem Endergebnis von 169'903 Stimmen an die Spitze.
Hinter ihm schaffte der SP-Vertreter Hans Stöckli die Wiederwahl mit 159'974 Stimmen.
Erwartet chancenlos blieb der parteilose Bruno Moser, welcher auf 22'966 Stimmen
kam. Da der zweite Durchgang mehr oder weniger Makulatur war, lag auch die
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Stimmbeteiligung mit 29 Prozent sehr tief – im ersten Wahlgang waren noch 48.8
Prozent aller wahlberechtigten Bernerinnen und Berner an die Urne gegangen. BDP und
SP stellten damit erneut die Ständeratsdelegation, während die SVP weiterhin aussen
vor blieb. 5

Wie es in einem bevölkerungsreichen Kanton zu erwarten ist, meldeten sich im Aargau
eine Vielzahl von Kandidaten jeglicher politischer Couleur zu den Ständeratswahlen an.
Die unbestrittene Favoritin auf einen der beiden Sitze war aber die erneut antretende
Sozialdemokratin Pascale Bruderer. Ihre Wiederwahl wurde denn auch in den Medien
als reine Formsache bezeichnet. Die Nationalratsmitglieder Philipp Müller (FDP), Hans-
Jörg Knecht (SVP) und Ruth Humbel (CVP) galten als aussichtsreichste Anwärter auf den
zweiten zu vergebenden Sitz. Trotz Listenverbindung bei den Nationalratswahlen
konnten sich  CVP, FDP und SVP für den Ständeratswahlkampf lediglich auf einen – in
den Medien so bezeichneten – „Nicht-Angriffs-Pakt“ einigen.  Ins weitere
Kandidatenfeld reihten sich Irene Kälin (GPS), Beat Flach (GLP), Bernhard Guhl (BDP),
Samuel Schmid (SLB) und Pius Lischer (parteilos) ein. Reelle Hoffnungen durfte sich von
letzteren wohl niemand machen, weswegen einige der Kandidaturen doch eher als
Wahlkampf-Lokomotiven für den Nationalrat aufgefasst wurden.
Für Aufruhr im bürgerlichen Lager sorgte zunächst die bisherige FDP-Ständerätin
Christine Egerszegi, welche sich auf der Website von Pascale Bruderer für deren
Wiederwahl aussprach. Dies sorgte naturgemäss in FDP-Reihen für einigen Unmut. Im
Vorfeld der Wahl am meisten zu reden gab jedoch der schwere Autounfall Philipp
Müllers. Dieser geriet Anfang September mit seinem Auto bei Lenzburg AG auf die
Gegenfahrbahn und verletzte dabei eine 17-Jährige Rollerfahrerin, welche sich schwere
Beinverletzungen zuzog. Im Anschluss an den Unfall bestätigte Müller die Weiterführung
seiner Kandidatur, zog sich jedoch aus dem aktiven Wahlkampf zurück. Letztlich
prognostizierten die Umfragen jedoch keine einschneidende Auswirkung des Unfalls auf
die Popularität Müllers, weshalb weiterhin mit einem ausgeglichenen Wahlkampf
gerechnet wurde.

Wie erwartet wurde Pascale Bruderer bereits im ersten Wahlgang klar gewählt. Mit
104‘687 Stimmen übertraf sie das absolute Mehr deutlich und zwar um fast 15‘000
Stimmen. Dahinter reihten sich Knecht (77‘255 Stimmen) und Müller (71‘445 Stimmen)
mit grossem Abstand vor Humbel ein, welche nur 33‘900 Stimmen auf sich vereinen
konnte. Entgegen der Erwartung vieler zog sich Humbel nach diesem Resultat jedoch
nicht zurück, womit es im zweiten Wahlgang zu einem bürgerlichen Dreikampf kam. Die
möglichen Auswirkungen der Entscheidung der CVP-Kandidatin beherrschten in der
Folge die medial geführten Diskussionen im Vorfeld des zweiten Wahlgangs. Ein
Aufsplitten der Stimmen von Mitte-Rechts bis Links galt als wahrscheinlich, was die
Wahlchancen Hans-Jürg Knechts in den Augen vieler deutlich erhöhte. Verstärkt wurde
diese Sicht dadurch, dass Ruth Humbel mit der Empfehlung der Aargauer SP
prominenten Support aus dem linken Lager erhielt. Ebenfalls hinter ihre Kandidatur
stellte sich die BDP, während die GLP und die Grünen  auf eine Wahlempfehlung
verzichteten. 

Mit doch überraschender Deutlichkeit setzte sich schliesslich Philipp Müller im zweiten
Wahlgang durch. Der FDP-Parteipräsident holte 63'174 Stimmen, während Hansjörg
Knecht sich mit 53‘824 Stimmen und dem zweiten Rang begnügen musste. Ruth
Humbel kam mit 35‘909 Stimmen nicht in Reichweite eines Sitzgewinns. Der
einigermassen komfortable Vorsprung Müllers deutete klar darauf hin, dass der Support
für die CVP-Kandidatin aus dem linken Lager nur sehr beschränkt vorhanden war. In
jenen politischen Kreisen hatte die sichere Verhinderung eines SVP-Ständerats wohl
letztlich den Ausschlag für eine Unterstützung des FDP-Kandidaten gegeben. Der
parteilose Pius Lischer blieb mit 3‘204 Stimmen wie erwartet chancenlos. Mit der Wahl
von Pascale Bruderer und Philipp Müller änderte sich nichts an den Parteifarben der
Aargauer Delegation. Die SVP hingegen muss sich erneut gedulden, nachdem ihre
Vertretung in der Ständekammer durch den Rücktritt von Maximilian Reimann anlässlich
der Wahlen 2011 verlustig gegangen war. 6

WAHLEN
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Im Kanton Thurgau kandidierten bei den Nationalratswahlen 2019 135 Personen auf 23
Listen für einen der sechs Thurgauer Nationalratssitze. Der Frauenanteil unter den
Kandidierenden betrug 43.7 Prozent, ein deutlicher Anstieg im Vergleich mit den
letzten Wahlen (33.3%). 

Die Wahlen 2015 hatten der SVP drei Sitze beschert, der SP, der FDP und der CVP je
einen. Die SVP war deswegen in diesem Jahr die gejagte Partei und es gab einige
Anzeichen dafür, dass es für sie schwierig werden könnte, all ihre Sitze zu verteidigen.
Mit Markus Hausammann trat ein bekannter Bisheriger der Volkspartei nicht mehr zu
den Nationalratswahlen an. Der Thurgauer Bauernpräsident setzte stattdessen alles auf
die Karte Ständeratswahlen, wo er aber im parteiinternen Duell gegen Jakob Stark den
kürzeren zog und nicht nominiert wurde. Ein weiteres SVP-Schwergewicht, der
ehemalige Präsident des Schweizer Bauernverbandes Hansjörg Walter, war schon
während der Legislatur aus dem Rat ausgeschieden. Für ihn war Diana Gutjahr
nachgerutscht. Da die Bauern im landwirtschaftlich geprägten Kanton Thurgau klar den
Anspruch auf mindestens einen Sitz stellen und mit Hausammann und Walter gleich
zwei Bauernvertreter nicht erneut antraten, erhöhte sich der Druck auf die SVP-
Parteileitung, die sicherstellen sollte, dass zumindest ein Landwirt gewählt wird. Am
ehesten dafür in Frage kam Landwirt und Milchbauernpräsident Daniel Vetterli.
Zusätzliches Ungemach bescherte die Mutterpartei. Die SVP Schweiz veröffentlichte
nämlich ein Plakatsujet, welches einen wurmstichigen Apfel zeigte, der die Schweiz
symbolisierte. Dies verärgerte die Thurgauer SVP, nicht zuletzt weil der Apfel im
scherzhaft «Mostindien» genannten Thurgau eine «positive Ausstrahlung habe». Der
kantonale Parteipräsident Ruedi Zbinden beschwerte sich daraufhin bei Albert Rösti,
Präsident der SVP Schweiz. Die Kantonalsektion entschied, selber keine Apfel-Plakate
aufzuhängen. Die Thurgauer SVP ging auch dieses Jahr wieder eine Listenverbindung
mit der EDU ein. Neu gesellte sich auch die FDP zu diesem Rechtsblock. Vor vier Jahren
hatte der Freisinn noch einer breiten Mitteverbindung angehört. Wie die SVP hatte
auch die FDP einen Rücktritt während der Legislatur zu verkraften: Hansjörg Brunner
hatte Hermann Hess ersetzt. Laut Medien konnte Brunner dem Wahlsonntag trotzdem
relativ entspannt entgegenblicken. In der Mitte verband sich die CVP mit der BDP und
der EVP. Die Christdemokraten wussten mit Christian Lohr, der für seine dritte
Amtszeit kandidierte, einen Sympathieträger in ihren Reihen. Von ihm angeführt strebte
die CVP, nach einer Reihe von Verlusten bei nationalen Wahlen, die Trendwende an.
Links der Mitte jagten die Grünen, angeführt von Parteipräsident Kurt Egger, der SP
einen gehörigen Schrecken ein. Bei vergangen Wahlen jeweils zuverlässige
Listenpartnerin der Sozialdemokraten, weibelten dieses Jahr einige Grüne offen für
eine Listenverbindung ausschliesslich mit der GLP. Dies hätte Grün-Grün gute Chancen
auf einen Sitz verschafft, der allerdings wohl auf die Kosten der SP gegangen wäre. Die
bisherige SP-Nationalrätin Edith Graf-Litscher war erleichtert, als sich die drei Parteien
schlussendlich auf eine gemeinsame Listenverbindung einigten. So bestand durchaus
Hoffnung auf einen zweiten Sitz für Mitte-Links. Die GLP, rund um Hoffnungsträger Ueli
Fisch, hätte diesen gerne für sich beansprucht. Fisch hatte bei den letzten
Regierungsratswahlen ein sehr gutes Resultat erzielt, war aber trotz dem Erreichen des
absoluten Mehrs schlussendlich als überzähliger Kandidat ausgeschieden.

Am Wahlsonntag eroberte die Listenverbindung von Mitte-Links tatsächlich einen
zweiten Sitz. Am meisten zu jubeln hatten die Grünen. Sie sicherten sich dank einer
Verdopplung ihres Wähleranteils auf neu 10.6 Prozent, nach einer 24-Jährigen
Durststrecke, wieder einen Sitz im Parlament. Die Grünen überflügelten die GLP (8.1%
Wähleranteil) und schlossen fast zur SP (12.6%) auf. Für die Grünen zieht
Parteipräsident Kurt Egger neu ins Parlament ein. Die GLP konnte zwar ebenfalls
zulegen (+1.9 Prozentpunkte), doch für einen Sitz reichte es nicht. Die SP hielt ihren
Wähleranteil konstant und verteidigte den Sitz von Edith Graf-Litscher letztlich
souverän. Ein ähnliches Bild zeigte sich bei der CVP (12.7%), bei denen Christian Lohr
ungefährdet die Wiederwahl schaffte. Kein anderer Kandidat der CVP erreichte auch
nur halb so viele Stimmen wie Lohr, der zudem erneut zum Panaschierkönig gekrönt
wurde. Entgegen den Erwartungen ging der Sitzgewinn der Grünen nicht auf Kosten der
SVP sondern der FDP, die eine bittere Niederlage hinnehmen musste. 11.5 Prozent
Wähleranteil (-1.5 Prozentpunkte) reichten nicht, um den Sitz von Hansjörg Brunner zu
halten. Die FDP, rund um Parteipräsident David H. Bon, ortete die Gründe für die
überraschende Schlappe in erster Linie bei der Klimadebatte, der Listenverbindung mit
der SVP und dem System der Listenverbindungen im Allgemeinen. Bon erkannte aber
auch Defizite seiner Partei im Wahlkampf, wo sie bei vielen Themen «zu differenziert»
argumentiert habe und dadurch eine klare Linie habe vermissen lassen. Die SVP verlor
zwar 3.2 Prozentpunkte Wähleranteil (neu 36.7%), erhielt damit aber immer noch rund
dreimal mehr Stimmen als die SP oder die CVP. Neben den bisherigen Verena Herzog
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und Diana Gutjahr zog Manuel Strupler in die Grosse Kammer ein. Strupler, der sich
gegen Daniel Vetterli durchsetzen konnte, gilt zumindest als «halber Landwirt» und
versprach, die Interessen der Bauern in Bern zu vertreten. Die Zusammensetzung der
Thurgauer Delegation lautete damit neu: 3 SVP, 1 CVP, 1 SP und 1 GP. Die
Wahlbeteiligung fiel im Vergleich zu 2015 um 4.2 Prozentpunkte auf 42.4 Prozent. 7

Obwohl der Kanton Bern aufgrund seines unterdurchschnittlichen
Bevölkerungswachstums bei den Nationalratswahlen 2019 schon zum zweiten Mal in
Folge ein Mandat in der Grossen Kammer abgeben musste, bewarben sich dieses Jahr
deutlich mehr Personen auf einen der verbliebenen 24 Sitze als vor vier Jahren. Unter
den total 651 Kandidierenden waren auch 274 Frauen gemeldet. Damit war der
Frauenanteil ebenfalls höher als 2015 (2019: 42.1%; 2015: 37.4%). Die Anzahl der
Wahllisten stieg von 26 auf 34.

Bei den letzten Nationalratswahlen hatte sich die SVP nach ihrem Sitzgewinn als
Wahlsiegerin feiern lassen können. Je einen Sitz verloren hatten damals die BDP und
die Grünen. Während der vergangenen Legislatur waren die Berner Nationalratssitze
somit wie folgt auf die Parteien verteilt: 9 SVP, 6 SP, 3 BDP, 2 FDP, 2 Grüne, 2 GLP, 1
EVP.  Aufgrund des Mandatsverlustes war schon von Beginn weg klar, dass mindestens
eine Partei einen Sitz verlieren würde. Die beiden Parteien welche im Vorfeld am
stärksten gefährdet schienen, waren die SVP und die BDP. Die Volkspartei hatte 2015
Proporzglück gehabt und den Sitzgewinn nur dank einem Überhangmandat geschafft.
Auf kantonaler Ebene hatte die SVP seither Federn lassen müssen, auch weil sie bei den
Grossratswahlen 2018 drei Sitze verloren hatte. Keine wirkliche Hilfe waren der Partei
die Listenverbindungen – sie verband sich einzig mit der Liste «Gesundheit-Energie-
Natur». Ausserdem musste die Volkspartei einen gewichtigen Abgang verkraften: Der
langjährige Nationalrat Adrian Amstutz wurde Opfer der parteiinternen
Amtszeitbeschränkung. Zwar hatten die SVP-Delegierten eigens eine «Lex Amstutz»
beschlossen, die es erlaubt hätte die Beschränkung in einzelnen Fällen zu lockern. Doch
Amstutz entschied sich trotz dieser Sonderregel, nicht erneut zu kandidieren. Auch die
BDP musste bei den diesjährigen Wahlen auf bekannte Parteigrössen verzichten. Neben
dem Rücktritt von Werner Luginbühl aus dem Ständerat kündigte auch Hans Grunder im
Frühjahr an, im Oktober nicht erneut kandidieren zu wollen. Schon während der
Legislatur war Urs Gasche aus dem Rat geschieden. Ohne ihre langjährigen Zugpferde
musste die BDP um ihre drei Sitze bangen. Die Hoffnungen ruhten im Wahljahr deshalb
vor allem auf Beatrice Simon. Zusätzlich zu ihrer Ständeratskandidatur figurierte die
bekannte Berner Finanzdirektorin auch auf der BDP-Nationalratsliste als
Wahllokomotive. Da in Bern ein Doppelmandat in der kantonalen Regierung und im
nationalen Parlament verboten ist, hätte Simon im Falle eines Einzuges ins
Bundesparlament ihr Regierungsratsmandat abgeben müssen. Da der Posten in der
Regierung gemeinhin als erstrebenswerter angesehen wird, wurde Simon von
politischen Gegnern vorgeworfen, sie täusche die Wähler, denn sie habe gar nicht vor,
eine Wahl in den Nationalrat anzunehmen. Stattdessen habe sie sich nur aufstellen
lassen, um der BDP-Liste zu mehr Stimmen zu verhelfen. Simon beteuerte jedoch, dass
sie auch eine Wahl in den Nationalrat annehmen würde. Dies wiederum stiess den
Bürgerlichen sauer auf, da sie dadurch die 2018 mühselig erkämpfte bürgerliche
Mehrheit im Berner Regierungsrat bedroht sahen. Relativ ungefährdet schienen die
sechs Sitze der SP zu sein. Die Sozialdemokraten waren bei den Kantonsratswahlen 2018
als Sieger hervorgegangen (+5 Sitze). Zwar hatte auch die SP einen Rücktritt zu
vermelden – für Margret Kiener Nellen war wegen der Amtszeitbeschränkung Ende der
Legislatur Schluss – doch die national bekannte ehemalige Juso-Chefin Tamara
Funiciello sprang in die Bresche. Auch dieses Jahr führte die SP eine separate Frauen-
und Männerliste. Bisher waren auf beide Listen je drei Nationalratssitze abgefallen.
Doch aufgrund der starken Frauenliste wurde gemutmasst, dass die SP-Frauen ihren
männlichen Kollegen einen Sitz wegschnappen könnten. Die männlichen SP-Vertreter,
allen voran Adrian Wüthrich, der erst während der Legislatur für den verstorbenen
Alexander Tschäppät nachgerutscht war, mussten daher um ihre Wiederwahl bangen.
Obwohl in Bern ein Sitz weniger zu vergeben war, peilten 2019 einige Parteien einen
Sitzgewinn an. Die FDP, ermutigt durch ihre drei Sitzgewinne bei den
Kantonsratswahlen 2018, hatte sich 11 Prozent Wähleranteil und einen dritten Sitz als
Ziel gesetzt. Sie ging dafür aber keine überparteiliche Listenverbindung ein. Die CVP
strebte derweil nach achtjährigem Unterbruch ihre Rückkehr in den Nationalrat an.
Dafür ging sie eine breite Mitte-Verbindung mit den Listen der GLP, EVP, BDP und den
Piraten ein. Als aussichtsreichster CVP-Kandidat galt der Stadtberner
Sicherheitsdirektor Reto Nause. Ebenfalls nach achtjähriger Absenz in die Grosse
Kammer zurückkehren wollte die EDU. Um die dazu nötigen Wählerprozente zu
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erreichen, verband sich die EDU mit sechs teilweise recht skurrilen Listen («Schweizer
Demokraten», «Die Musketiere», «Landliste», «Partei der unbegrenzten
Möglichkeiten», «5G ade!» und «JutziPhilipp.com»). Durch dieses breite Bündnis der
Kleinsten wurden der EDU und ihrem Spitzenkandidat Andreas Gafner tatsächlich gute
Chancen für den Einzug in den Nationalrat eingeräumt. Da das Thema der Stunde, die
Klimapolitik, im Wahlkampf allgegenwärtig war, gehörten auch die Grünen und die
Grünliberalen zu den Anwärtern auf einen Sitzgewinn. Beide Parteien wussten national
bekannte Zugpferde in ihren Reihen – die Parteipräsidentin der Grünen Schweiz Regula
Rytz, der Präsident der GLP Schweiz Jürg Grossen und die Co-Präsidentin der
Frauendachorganisation «alliance F» Kathrin Bertschy (GLP). Bei den Grünen hoffte
zudem die bisherige Nationalrätin Aline Trede darauf, dieses Mal den Einzug ins
Parlament auf Anhieb zu schaffen, nachdem sie schon zwei Mal für aus dem Rat
scheidende Parteikollegen nachgerutscht war. Während die GLP in der Mitteverbindung
Unterschlupf fand, verbanden die Grünen ihre Listen mit der SP und der Partei der
Arbeit (PdA).

Der Wahlsonntag brachte unerwartet grosse Verschiebungen. Die grossen Wahlsieger
waren die Grünen und die Grünliberalen. Erstere bauten ihren Wähleranteil gegenüber
2015 um 5.1 Prozentpunkte aus (neu 13.6%) und gewannen zwei Sitze dazu. Neben Rytz
und Trede zogen auch Christine Badertscher und Kilian Baumann in den Nationalrat ein.
Die GLP vergrösserte ihren Wähleranteil um 3.7 Prozentpunkte (neu 9.7%), was für
einen Sitzgewinn reichte. Melanie Mettler schaffte den Einzug ins Parlament zusammen
mit den Bisherigen Grossen und Bertschy. Anders als die CVP, die ihren angestrebten
Wiedereinzug in den Nationalrat verpasste, holte sich die EDU einen Sitz. Ihre Strategie
der Listenverbindungen mit zahlreichen Kleinstgruppierungen war damit aufgegangen.
Zwar verpasste sie die vier-Prozent-Marke ganz knapp, doch sie sicherte sich ein
Überhangsmandat, womit der EDU-Spitzenkandidat Andreas Gafner ins Parlament
einzog. Keine Verschiebungen gab es bei der FDP und der EVP: Die bisherigen Christian
Wasserfallen (FDP), Christa Markwalder (FDP) und Marianne Streiff (EVP) wurden
wiedergewählt. Ein Debakel waren die Wahlen hingegen für die SP, die SVP und die BDP.
Die Sozialdemokraten verloren 2.9 Prozentpunkte ihres Wähleranteils (neu 16.8%) und
dazu gleich zwei Sitze, wobei hauptsächlich die SP-Männer unter die Räder kamen. Von
der Männerliste schaffte einzig Matthias Aebischer die Wiederwahl, Adrian Wüthrich
und Corrado Pardini verpassten ihre Wiederwahl. Die SP-Frauen hielten ihre drei Sitze.
Tamara Funiciello ersetzte Kiener Nellen und zog neben Nadine Masshardt und Flavia
Wasserfallen in die Grosse Kammer ein. Die SVP (-3.1 Prozentpunkte, neu 30.0%)
musste ebenfalls den Verlust von zwei Nationalratssitzen hinnehmen. Zusätzlich zum
Rücktritt von Amstutz wurde noch Manfred Bühler abgewählt. Damit schied der einzige
Vertreter des französischsprachigen Berner Jura aus dem Nationalrat. Für die SVP
verblieben Albert Rösti, Andreas Aebi, Nadja Pieren, Erich von Siebenthal, Erich Hess
und Andrea Geissbühler im Rat. Lars Guggisberg rutschte ausserdem für den Neo-
Ständerat Werner Salzmann in den Nationalrat nach. Den grössten Wähleranteilverlust
(-3.8 Prozentpunkte, neu 8.0%) erlitt die BDP. Trotzdem verlor sie «nur» einen ihrer
drei Sitze. Neben Lorenz Hess schaffte auch Beatrice Simon die Wahl. Nach ihrer
erfolglosen Ständeratskandidatur verzichtete sie allerdings – entgegen ihren
Ankündigungen im Wahlkampf – auf ihr Nationalratsmandat und blieb stattdessen
Regierungsrätin. Der Bisherige Heinz Siegenthaler rutschte für sie nach. Die
Zusammensetzung der Berner Nationalratsdelegation lautet somit neu: 7 SVP, 4 SP, 4
GP, 3 GLP, 2 FDP, 2 BDP, 1 EVP und 1 EDU. Die Stimmbeteiligung fiel im Vergleich zu 2015
um 1.7 Prozentpunkte auf 47.4 Prozent. 8

Im Kanton Aargau bewarben sich bei den Nationalratswahlen 2019 496 Personen auf
36 Listen für einen der 16 Aargauer Nationalratssitze. Der Andrang auf die begehrten
Sitze war dieses Jahr noch einmal deutlich höher als 2015 (288 Kandidierende auf 23
Listen). Dieses Jahr schlug alleine schon die CVP mit neun Listen und 127
Kandidierenden zu Buche. Auch die Anzahl der Kandidatinnen war dieses Jahr so hoch
wie nie zuvor (187, Frauenanteil 37.7%).

Bei den Nationalratswahlen vor vier Jahren hatten sich die SVP und die FDP im Aargau
als Gewinner feiern lassen können. Sie hatten damals beide einen Sitzgewinn
verzeichnet. Die 16 Nationalräte, die den Kanton während der letzten Legislatur in
Bundesbern vertreten hatten, waren damit wie folgt auf die Parteien verteilt: 7 SVP, 3
FDP, 2 SP, 1 CVP, 1 GPS, 1 GLP, 1 BDP. Die beiden letztmaligen Gewinner mussten für die
anstehenden Wahlen 2019 als einzige Parteien Rücktritte verkraften, wobei die SVP
besonders betroffen war. Gleich vier ihrer sieben amtierenden Nationalräte fielen der
parteiinternen Alters- und Amtszeitregelung zum Opfer. Sylvia Flückiger-Bäni und Ulrich
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Giezendanner zogen sich ganz aus der nationalen Politik zurück. Luzi Stamm und
Maximilian Reimann beschlossen hingegen, auf eigenen Listen erneut zu den Wahlen
anzutreten. Luzi Stamm, seit 28 Jahren im Nationalrat, stieg mit einer nach ihm
benannten Liste und sieben Mitstreitern ins Rennen. Reimann, seinerseits bereits 32
Jahre lang Bundesparlamentarier, führte derweil die Seniorenliste «Team 65+» an. Für
beide waren die Chancen ausserhalb der SVP-Liste ihre Wiederwahl zu schaffen sehr
gering. Der SVP bereiteten zudem im Wahlkampf die Turbulenzen um die inzwischen
zurückgetretene Regierungsrätin Franziska Roth (svp) Kopfzerbrechen. Immerhin gelang
der Volkspartei mit der FDP, der EDU und Reimanns «Team 65+» bei den
Listenverbindungen der Zusammenschluss zu einem breiten rechtsbürgerlichen Block.
Die FDP erhoffte sich von der Verbindung, den freiwerdenden Sitz der
zurückgetretenen Corina Eichenberger zu verteidigen. Der rechtsbürgerliche
Schulterschluss geriet allerdings arg in Schieflage als die SVP im August ihr Wurmplakat
veröffentlichte. Auf dem Plakat war unter anderem ein FDP-blauer Wurm abgebildet,
der einen die Schweiz symbolisierenden Apfel durchbohrt. Die FDP prüfte sogar eine
Auflösung der Listenverbindung, doch aufgrund der bereits abgelaufenen Frist für die
Anmeldung der Listenverbindungen, hatten die Freisinnigen gar keine andere Wahl, als
an die SVP gebunden in die Wahlen zu steigen. In der Mitte schloss sich die BDP mit der
EVP zusammen. Damit sollte der Sitz von Bernhard Guhl (bdp) gerettet werden. Zwar
garantierte die Listenverbindung den beiden Parteien praktisch einen Sitz, doch falls
die EVP mehr Stimmen machen würde als die BDP, könnte Guhl sein Mandat trotzdem
verlieren. Innerhalb der zweiten Mitteverbindung, zwischen der CVP und der GLP, kam
es ebenfalls zu einem Zweikampf, denn beide Parteien hätten gerne jeweils einen
zweiten Sitz erobert. Voraussetzung dafür war jedoch, dass beide Parteien in der Gunst
der Wähler zulegen können. Der zusätzliche Sitz würde dann auf die Partei mit dem
höheren Wähleranteil fallen. Auch bei den linken Parteien zeichnete sich im
Wesentlichen ein Zweikampf ab. Die SP und die Grünen hatten sich beide einen
Sitzgewinn zum Ziel gesetzt, doch es schien sehr unwahrscheinlich, dass dies gleich
beiden Parteien gelingen würde. Zwar gesellte sich zur Listenverbindung der SP und den
Grünen auch noch die Piratenpartei, doch keiner erwartete, dass die Piraten in die
Nähe eines Sitzgewinnes kommen würden. 

Wie in den meisten Kantonen konnten die Grünen und Grünliberalen auch im Kanton
Aargau am Wahlsonntag ihre Wähleranteile kräftig ausbauen. Die Grünen legten
gegenüber 2015 um 4.3 Prozentpunkte zu (neu 9.8%), die GLP um 3.3 Prozentpunkte
(neu 8.5%). Es reichte jedoch keiner der beiden Parteien für einen Sitzgewinn, womit
weiterhin lediglich Irène Kälin (gp) und Beat Flach (glp) im Parlament vertreten sein
werden. Sitzgewinne verzeichnen konnten dafür die jeweiligen Listenpartnerinnen –
trotz vergleichsweise geringerem Wählendenzuwachs. Für die SP (+0.4 Prozentpunkte,
neu 16.5%) schaffte neben den Bisherigen Yvonne Feri und Cédric Wermuth auch
Gabriela Suter den Einzug in den Nationalrat. Die CVP (+1.3 Prozentpunkte, neu 9.9%)
freute sich darüber, dass sie endlich wieder einmal ihren Stimmenanteil ausbauen
konnte, nachdem sie bei den letzten vier Nationalratswahlen jeweils Verluste hatte
einstecken müssen. Neben der bestätigten Ruth Humbel wird für die CVP in der
nächsten Legislatur auch die kantonale Parteipräsidentin Marianne Binder-Keller in der
Grossen Kammer vertreten sein. Die Sitzgewinne von SP und CVP gingen auf Kosten der
FDP und der SVP. Die FDP konnte den Sitz von Corina Eichenberger nicht verteidigen.
Die beiden Bisherigen Thierry Burkhart und Matthias Samuel Jauslin schafften hingegen
die Wiederwahl. Aufgrund der vielen Rücktritte in ihren Reihen, schafften bei der SVP
trotz Sitzverlust gleich drei Neue den Einzug ins nationale Parlament:  Martina Bircher,
Jean-Pierre Gallati und Benjamin Giezendanner. Benjamin Giezendanner folgte damit
direkt auf seinen zurückgetretenen Vater Ulrich Giezendanner. Problemlos
wiedergewählt wurden die drei bisherigen SVP-Nationalräte Thomas Burgherr, Andreas
Glarner und Hansjörg Knecht. Nicht wiedergewählt wurden hingegen wie erwartet Luzi
Stamm und Maximilian Reimann. In der Mitte tauschten die BDP und die EVP einen Sitz,
da die BDP 2.0 Prozentpunkte verlor (neu 3.1%) und von der EVP (+0.3 Prozentpunkte,
neu 3.6%) überholt wurde. Bernhard Guhl verpasste also die Wiederwahl und musste
Lilian Studer (evp) den Sitz überlassen. Die Zusammensetzung der Aargauer
Volksvertretung für die Legislatur 2019-2023 lautet somit: 6 SVP, 3 SP, 2 FDP, 2 CVP, 1
GP, 1 GLP und 1 EVP. Die Wahlen lockten 44.7 Prozent der Stimmberechtigten an die
Urne – 3.6 Prozentpunkte weniger als vor vier Jahren. 

Fünf Wochen nach den Nationalratswahlen fand im Aargau der zweite Wahlgang der
Ständeratswahlen und der Regierungsratsersatzwahl statt. Neu ins Stöckli zogen Thierry
Burkhard (fdp) und Hansjörg Knecht (svp) ein. Für sie rutschten Maja Riniker (fdp) und
Stefanie Heimgartner (svp) in den Nationalrat nach. Bei der Regierungsratsersatzwahl
setzte sich Jean-Pierre Gallati (svp) als Nachfolger der zurückgetretenen Franziska Roth
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durch. Gallati gab bekannt, noch die erste Session im Nationalrat zu besuchen. Danach
wird ihn Bauernverbandspräsident Alois Huber (svp) als nächster auf der SVP-Liste
ersetzen. 9

Als in den meisten Kantonen noch kaum jemand gross an die Ständeratswahlen 2019
dachte, war der Wahlkampf im Kanton Aargau bereits in vollem Gange. Dafür
verantwortlich waren die früh angekündigten Rücktritte der beiden bisherigen Aargauer
Ständeräte. Pascale Bruderer (sp), ehemalige Nationalratspräsidentin und zuletzt acht
Jahre Ständerätin, kündigte im Januar 2018 an, sich nach dem Ende der laufenden
Legislatur aus der Politik zurückziehen und in die Wirtschaft wechseln zu wollen. Auch
Philipp Müller (fdp), ehemaliger Präsident der FDP Schweiz, verzichtete auf eine
erneute Kandidatur. Der Abgang der beiden nationalen Politgrössen löste in ihren
jeweiligen Parteien ein Gerangel um ihre Nachfolge aus. Den Delegierten der
Sozialdemokraten standen an ihrer Nominationsveranstaltung der Nationalrat und
frühere Juso-Präsident Cédric Wermuth und die Nationalrätin Yvonne Feri zur Auswahl.
Wermuths Bewerbung für die Nomination seiner Partei löste unter den Genossen eine
heftige Debatte über die Frauenförderung aus. So wurde Wermuth von verschiedener
Seite vorgeworfen, er bremse im von der SP ausgerufenen «Jahr der Frau» die
aussichtsreiche Kandidatur einer Frau aus. Wermuth konterte, dass die SP im Aargau
stets sehr vorbildlich auf eine Ausgewogenheit der Geschlechter Acht gegeben habe
und er ausserdem die im nationalen Parlament ebenfalls untervertretene jüngere
Generation vertrete. Eine Mehrheit der SP-Delegierten sprach sich schliesslich für
Wermuth aus (105 zu 47 Stimmen). Obwohl Pascale Bruderer 2015 mit einem
Spitzenresultat bereits im ersten Wahlgang gewählt worden war, war sich Wermuth
bewusst, dass es für ihn deutlich schwieriger werden würde, den Sitz in den Reihen der
SP zu halten. Dass Bruderer bis weit über die Parteigrenzen hinaus Sympathien genoss
sei eine «historische Ausnahme» gewesen, meinte Wermuth. Im Lager der Freisinnigen
duellierten sich derweil die beiden Nationalräte Matthias Jauslin und Thierry Burkhart
um die Nomination ihrer Partei. Nachdem Burkhart sich im Vorfeld des
Nominationsparteitages bereits die Unterstützung der Jungfreisinnigen und der FDP
Frauen gesichert hatte, konnte er schlussendlich auch eine deutliche Mehrheit der
Delegierten für sich gewinnen. Mit 154 zu 38 Stimmen setzte er sich gegen seinen
Kontrahenten Jauslin durch. Noch vor Ende 2018 stiegen die Kandidierenden aus den
weiteren Parteien ins Rennen. Die SVP nominierte zum zweiten Mal in Folge ihren
Nationalrat Hansjörg Knecht. Vor vier Jahren war er im zweiten Wahlgang Philipp Müller
unterlegen. Für die Grünen kandidierte die Grossrätin Ruth Müri, während die GLP ihre
Hoffnungen auf ihren einzigen Nationalrat Beat Flach setzten. Für die CVP warf die
kantonale Parteipräsidentin Marianne Binder ihren Hut in den Ring. Im neuen Jahr
gesellten sich dann noch Grossrätin Maya Bally (bdp) und Grossrat Roland Frauchiger
(evp) zu den Kandidierenden. Das Kandidatenfeld komplettierten Jean-Pierre Leutwyler
(Freie Wähler Aargau) und der «ewige Kandidat» Pius Lischer (parteilos), der im Kanton
bereits für zahlreiche Wahlen kandidierte. Der langgezogene Wahlkampf wurde von den
Kandidaten engagiert geführt. Besonders hervor tat sich Cédric Wermuth, der während
seiner aufwändig geführten Kampagne unter anderem zwei Investigativjournalisten
damit beauftragte, herauszufinden, wie viel Geld Banken und Versicherungen an
Parlamentarier bezahlen. 

Im ersten Wahlgang übertraf niemand das absolute Mehr von 88'828 Stimmen. In
Führung lagen nach dem ersten Durchgang Thierry Burkart (82'515 Stimmen) und
Hansjörg Knecht (72'574). Mit einem bereits stattlichen Rückstand landete Cédric
Wermuth (55'274) nur auf dem dritten Platz. Auf ihn folgten Ruth Müri (40'560),
Marianne Binder (36'700), Beat Flach (23'158), Maya Bally (21'706) und Roland Frauchiger
(9'784). Nach Absprache zwischen den Grünen und den Sozialdemokraten zog Cédric
Wermuth seine Kandidatur vor dem zweiten Wahlgang zugunsten von Ruth Müri zurück.
Der Entscheid der beiden Parteien war eng mit der gleichzeitig stattfindenden
Regierungsratsersatzwahl verknüpft, wo die Grünen im zweiten Wahlgang die
Kandidatur der SP-Kandidatin Yvonne Feri unterstützten. Neben Müri verblieben auch
Burkart, Knecht und Binder im Rennen. Für die beiden Frauen schien die Lage aufgrund
des grossen Rückstands zwar fast schon hoffnungslos. Dennoch gaben sich beide
selbstbewusst und zuversichtlich. 
Thierry Burkart (99'372 Stimmen) erzielte auch im zweiten Durchgang das beste
Ergebnis und schaffte ungefährdet den Einzug in den Ständerat. Mit ihm zog Hansjörg
Knecht ins Stöckli ein. Zwar konnte Knecht (73'692) im Gegensatz zu seinen
Konkurrentinnen Marianne Binder (61'657) und Ruth Müri (58'754) gegenüber dem
ersten Wahlgang kaum zusätzliche Stimmen gewinnen. Trotzdem wurde er im zweiten
Wahlgang mit einem komfortablen Vorsprung von über 12'000 Stimmen auf die
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drittplatzierte Binder gewählt. Der Kanton Aargau erhielt damit zum ersten Mal seit 2011
wieder eine rein bürgerliche Standesstimme. Die Wahlbeteiligung im zweiten Wahlgang
betrug 37.4 Prozent und war damit 7 Prozentpunkte tiefer als im ersten Durchgang. 10

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Mitte Oktober lancierte die SVP mit der Bekanntgabe der wichtigsten Themen ihren
Wahlkampf für die eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen 2015. Freilich barg die
Themenbesetzung keine Überraschung: Mit EU-, Ausländer- und Steuerpolitik will die
Volkspartei erneut punkten. Der schleichende EU-Beitritt soll verhindert, die
Ausschaffungs- und die Masseneinwanderungsinitiative umgesetzt und tiefere Steuern
eingefordert werden. Die drei Themen wurden Ende Jahr in einer flächendeckenden
Inseratekampagne verbreitet. Allerdings soll der Wahlkampf inhaltlich zahmer sein und
man will sich stärker dem Strassenwahlkampf widmen – in Anlehnung an die
Fernsehsendung „SF bi de Lüt“. Mit dem Slogan „Frei bleiben“ sollen die Wähler- und
die Mandatsstärke in National- und Ständerat erhöht werden, wobei die beiden
Wahlkampfleiter – Albert Rösti (BE) für die Deutschschweiz und Claude-Alain Voiblet
(VD) für die Romandie – bewusst auf konkrete Zahlen verzichteten. Als Maskottchen
fungierte nicht mehr der Geissbock Zottel, sondern ein Berner Sennenhund namens
Willy. Nicht mehr das kämpferische, bockige Element, sondern ein Gefühl von
Sicherheit und Freiheit solle damit vermittelt werden. Willy sei die Abkürzung von
Wilhelm und solle an den Schweizer Freiheitshelden erinnern. Um die Mandatszahl in
der kleinen Kammer zu erhöhen, sprach die SVP nicht mehr wie 2011 von einem damals
gescheiterten "Sturm aufs Stöckli". Es wurde vielmehr bewusst versucht, in den
Kantonen konziliante SVP-Köpfe als Ständeratskandidaten aufzubauen. Ziel sei auch ein
zweiter Bundesratssitz, gab Parteipräsident Toni Brunner im Interview mit "Le Temps"
bekannt. Die Masseneinwanderungsinitiative gebe der Partei frischen Wind. In ersten
Umfragen ein Jahr vor den Wahlen schien die Volkspartei aber weniger Rückhalt als
noch 2011 zu geniessen, was auf eine allzu starre Haltung der SVP zurückgeführt wurde.
Anfang November zeigte sich Brunner etwas weniger hoffnungsfroh als noch im
Oktober, und gab an, bereits die Verteidigung des Besitzstandes wäre ein Erfolg. Auch
die Chancen für einen zweiten Bundesratssitz beurteilte er als nicht sehr gross, weil die
anderen Parteien einen Abwehrreflex gegen die SVP entwickelt hätten und Freude
empfänden, die SVP zu demütigen. Auch Ende Dezember zeigten Umfragen in der
Sonntagspresse leichte Verluste für die SVP, wenn zum Umfragezeitpunkt gewählt
worden wäre. 11

WAHLEN
DATUM: 01.10.2014
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Die Wahlschlappe der BDP bei den Wahlen im Kanton Bern wurde von der Parteispitze
unter anderem damit erklärt, dass sich die BDP zu stark an die SVP und die FDP
angenähert habe. Der Slogan „erfrischend anders“ sei von der eigenen Partei nicht
richtig umgesetzt worden und man habe sich zu sehr auf bisherigen Erfolgen ausgeruht.
Man könne nicht einfach eine „SVP-light“ sein, sondern müsse sich als Mittepartei neu
positionieren. Mit mehreren, teilweise sehr harschen Angriffen auf die SVP versuchte
Parteichef Martin Landolt seine Partei von der Volkspartei abzugrenzen. Mitte
November forderte er gar, dass die SVP bei einem allfälligen Rücktritt von Bundesrat
Ueli Maurer nicht mehr in der Regierung vertreten sein dürfe. Landolt sprach davon,
gleichzeitig modern und konservativ sein zu wollen. Er rief Anfang April die Delegierten
auf, mehr auf die Inhalte der Partei aufmerksam zu machen. Die BDP sei eine Partei, die
sich ökologischen Herausforderungen stelle und dem gesellschaftlichen Wandel
Rechnung trage. Man müsse zeigen, dass man konstruktiv und vernünftig und eben
nicht rechtskonservativ sei. 12
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1) AB NR, 2017, S. 1667; AB NR, 2017, S. 1668 f.; AB NR, 2017, S. 1746 f.; NZZ, 15.9.17; AZ, NZZ, SGT, 26.9.17; AZ, Blick, TA, TZ,
29.9.17; AZ, Blick, 30.9.17; So-Bli, SoZ, 1.10.17; AZ, Blick, NZZ, 2.10.17; AZ, 3.10.17; AZ, BaZ, NZZ, TA, TZ, 4.10.17; WW, 5.10.17; TZ,
6.10.17; Blick, 7.10.17; SoZ, 8.10.17; SGT, 13.11.17; CdT, 17.11.17; NZZ, 25.11., 28.11.17
2) BZ, 5.1., 12.1. und 19.1.10; NZZ 8.1.10; Bund, 12.1., 23.1. und 26.1.10; Presse vom 5.1.-23.3.10; Presse vom 29.3.10; Bund,
30.3.10.
3) Wahlresultat Kantonsratswahlen Luzern 2019, Entlebuch; Wahlresultat Kantonsratswahlen Luzern 2019, Hochdorf;
Wahlresultat Kantonsratswahlen Luzern 2019, Luzern-Land; Wahlresultat Kantonsratswahlen Luzern 2019, Luzern-Stadt;
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Wahlresultat Kantonsratswahlen Luzern 2019, Sursee; Wahlresultat Kantonsratswahlen Luzern 2019, Willisau
4) NZZ, 17.1. und 13.2.11; BZ, 23.2.11; TA, 24.2.11
5) NZZ, 16.5.15; Bund, 17.8.15; BZ, 27.8., 29.8., 7.9.15; Bund, 16.9., 19.9.15; NZZ, 28.9.15; BZ, 29.9., 8.10.15; Bund, 19.10.15; BZ,
Bund, 20.10.15; SZ, 21.10.15; BZ, 24.10.15; TA, 26.10.15; Bund, 16.11.15
6) AZ, 18.8., 11.9.15; AZ, 12.9.15; AZ, 19.10., 22.10.15; AZ, 24.10.15; AZ, 5.11., 7.11.15; SoZ, 8.11.15; AZ, 23.11.15
7) SGT, 20.2.19; TZ, 15.3., 27.3., 19.6., 10.7., 12.7., 15.7., 19.7., 22.7., 24.7., 29.7., 3.8., 7.8.19; TZ, 14.8.19; TZ, 20.8., 21.8., 23.8.19;
APZ, 20.9.19; TZ, 1.10.19; TZ, 21.10.19; TZ, 22.10., 26.10.19
8) Blick, 11.1.19; Bund, 15.1.19; BZ, 18.1.19; Bund, 24.1., 30.1.19; BZ, 18.2., 28.2.19; Bund, 21.3.19; BZ, 7.8.19; Bund, 4.10.19; Bund,
QJ, 21.10.19; NZZ, 23.10.19
9) AZ, 14.4., 6.7.18, 14.1., 16.1., 21.1., 15.3., 21.3., 18.5., 20.5., 25.5., 27.7., 6.8., 20.8., 30.8., 24.9., 25.9., 26.9., 27.9., 3.10., 21.10.,
22.10., 24.10.19
10) AZ, 27.1., 8.3., 10.8., 22.8., 6.9., 7.9., 27.9.18; So-Bli, 7.10.18; AZ, 22.10., 23.10., 27.10., 29.10., 31.10., 29.11., 30.11.18, 11.1.,
31.1., 2.5., 26.6., 3.9., 4.9., 5.9., 6.9.19; APZ, 7.9.19; AZ, 9.9.19; BaZ, 10.9.19; AZ, 21.9., 3.10., 21.10., 23.10.19; AZ, 25.10.19; AZ,
30.10., 1.11., 4.11., 8.11.19; AZ, 12.11.19; AZ, 13.11.19; AZ, 19.11.19; AZ, 20.11., 21.11., 22.11.19; AZ, 25.11.19; Blick, 26.11.19
11) LT, 1.10.14; Blick, 4.10.14; So-Bli, 12.10.14; LT, Lib, NZZ, 15.10.14; SGT, 7.11.14; NZZ, 22.12.14; BaZ, CdT, NZZ, 31.12.14
12) NZZ, SGT, TG, 1.4.14; TA, 5.4.14; NZZ, 7.4.14; AZ, 9.4.14; LT, 4.6.14; NZZ, 20.10.14; LZ, 21.10.14; NZZ, 17.11.14
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